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nruhe als Studentenpflicht ?

Bemerkungen deutschen Verlegenheiten

Was ma  s jahrelang hörte, zuweılen schon selbst gylauben mochte, die Jugend se1 kon-
formistisch der Wohlstandsgesellschaft angepaßt, doch ohne Beteiligung den Ord-
nungsfragen des Gemeilnwesens, 1St durch wenıge Wochen studentischer Demonstratıio-
NnEeEN hinfällıg. Dies sollte eigentlich beruhigen, doch 1St die Beunruhigung größer. War
die ehemaliıge Klage vordergründig, die liberale Mahnung ZUr Unruhe als der ersten

Bürgerpflicht unverbindlich? Dıie Aktionen und zuwelılen Spektakel einıger Kader

junger Leute haben Peinlichkeiten offenkundig gemacht, die niemandem geheuer sind.
Freilıch, diese Peinlichkeiten sind nıcht VO  w denen begründet, die S1e 198808  = A115 Tages-
iıcht Z 1TCH- Ihnen dies 7zuzuschreiben hieße öffentliche Angelegenheiten bagatellisie-
{C1I1 Sollte die Reaktion aut die Studenten sıch 1n der Anprangerung VON Flegeleien,
abwegıgen Verhaltensformen, rabiaten Parolen und Obstruktionen des öfftentlichen
Lebens erschöpten, ware dies der verlegene Versuch, Peinlichkeiten nıcht wahrhaben

wollen, iıne ZUgSEMULELE Chance ur Selbstreflexion mutwilliıg auszuschlagen. Von

jJungen Leuten womöglıch bärtigen und sandalenfüßgen YAUOO Selbstreflexion autf-

gerufen werden, 1St störend, mehr noch, argerlıch, VOT allem für diejenıgen, die
Vonmn Amts SCH die bestehende Ordnung repräsentieren oder die kritische Reflexion
dieser Ordnung als ıhr Amt betrachten. Ihnen oilt der studentische Protest als Eın-

mischung VO  w} außen, unberechtigt und irregeleıtet. Sıie oreifen dann ZUuUr Kompetenz,
die iıhnen kraft Alter und Erfahrung, Amt und Verdienst zukomme, jenen Studenten
aber kraft Jugend und Unerfahrenheit, amtloser Unverantwortlichkeit un mangeln-
den Leistungsbeweises abgehe. och für dle Kritik der Gesellschaft z1bt 1n demo-
kratıschen Verfassungsordnungen keine garantıerte Kompetenz und kein Monopol.
Was soll also das Gerede VO11 unreiten Leuten, die TYTSL ıhr Studium beenden, sich
ordentlich anzıehen sollen? Diese Reaktion 1St NUr ine weıtere Peinlichkeit, 311 Sie
sich als Antwort auf die Z Debatte gestellten Fragen verstehen.

Was 1St geschehen? In Berlin haben sıch die Ereignisse überstürzt und höchst \V/ers
schiedenes hat sich verwickelt. Lang schwelende Querelen 7zwischen Studentenschaft
un: Universitätsverwaltung, Radau durch und über die „Kommune“, Polizeiaktionen
un Straßendemonstrationen, Schahproteste und der Tod des Studenten Ohnesorg,
Anti-Vietnam-USA-Aktionen, Forderungen nach einer kritischen Gegen-Universität,
Kampfparolen den Berliner Senat und schliefßlich planmäßıige Störungen der
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öffentl‚ichen Spielregeln durch SI6 und „Z0-1Ns“, In solcher Lage ann INa  } nıcht
mehr eintach urteılen, die Objekte vermischen sıch 1n den Aktionen und die Aktionen
lösen sıch VO  e’ ihren Objekten. Der 'Tod des Studenten Ohnesorg hat mehr ZUr Mobili-
sıierung der Studenten und der Ofrentlichkeit beigetragen als alle konkreten Pro-
TAaMmMmMıc der Studenten ZUuUr Universitätsretorm. Und doch hat keinen Sınnzusam-
menhang MML1t dem Geschehen. Zutälligkeiten tragischer un analer Art haben latentes
Unbehagen dramatisiert und fügen tast ungewollt Szene Szene.

Eın Paradigma

Als sıch Maı 1965 der Tag der Kapitulation des Dritten Reiches ZUuU ZWanz1g-
sten ale jahrte, eschlofß die Bundesrepublik, davon keine Notiız nehmen. Es gäbe
keinen Grund, öftentlich seiner gedenken, meıinte auch der Senat der Freien
Universıität in Berlin Warum auch sollte t>  N, 1n der prekären Sıtua-
tion dieser Stadt Dennoch glaubten einıge, dieser Tag sollte nıcht in der empfohlenen
Pseudo-Verinnerlichung verdrängt werden. So richtete der Senatsbeauftragte der
Freien Unıiversı:tät für politische Bildung ine Anfrage arl Jaspers, diesem
Tag sprechen. Jaspers schlug diese Einladung Aaus. och der Rektor sah sıch VeOI-

anlaßt, nachträglich den Senatsbeauftragten SCH se1nes eigenmächtigen Vorgehens
brieflich rugen und der Amtsanmaßung bezichtigen. Der StA der Uniiversität
plante 1U  - selinerse1lts ine Veranstaltung Vorabend des Maı, auf der Erich Kuby
sprechen sollte. Dazu wurde beim Rektorat die Genehmigung beantragt, einen Hör-
saal benützen. Der Rektor oftenbar fest entschlossen, den 8. Maı Nntier-

drücken fand 1n den Akten eınen Vorgang, der ıhm einzuschreiten SESTALLELE. Kuby
hatte siıeben Jahre trüher einmal die Freiheit der Freien Universität verkalauert, W As

seinerzeıt Zzu einem ausverbot tührte. Die Veranstaltung des StA konnte also
untersagt werden mi1t dem personalisıerten Argument: nıcht uby arauthin Ze-
schiehr das Erwartende. Die Studenten protestieren, und auf der Immatrikulations-
feier des soeben begonnenen Sommersemesters ordert der Studentenschaftsvertreter:
freies Informationsrecht der Studenten jedem Urt, durch jeden Redner, w1ıe das
Grundgesetz garantıere. Aktıon folgt auf Aktion und Rechtfertigung steht
Rechtertigung. Doch die Geschichte gyeht weıter. Eın Assıstent schreibt einen Artikel,
erbost u  e  ber den Fall Kuby, und greift zurück auf die Einladung Jaspers. Man höre,

schrieb CIy Jaspers habe nıcht sprechen können, weil seine Ansıchten dem Rektor
nıcht paßten. Das Grundrecht auf freie Intormation und Meinungsbildung werde
unterdrückt. Dieser Angrift autf den Rektor, der nıcht beweisbar ISt, wiırd mıt der
Nıchtverlängerung des Anstellungsvertrags des Assıstenten beantwortet. Die Studen-
ten bringen daraufhin 1n Erfahrung, dafß der Rektor bei einer Veranstaltung der
Burschenschaftler anwesend SCWESCH sel, WwOomıt dessen autoriıtiäre Gesinnung bewiesen
werden sollte. Der Eklat wiırd vollkommen, als sıch die Fronten in den Lehrkörper
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der Universität hinein verlängern, und Ende des Sommersemesters 1n einer oll-
versammlung des Studentenparlaments 1010 Studenten den Rücktritt des Rektors
ordern.

Zur Einordnung der Geschehnisse

Warum greite ich diesen alten Fall wieder auf? Weil in siıch abgeschlossen 1St und
eıl ıch glaube, da{fß MNan ıhm ein1ge Prozesse darstellen kann, die für die Gesamt-
situatiıon VO  - Bedeutung sind. Schließlich markiert dieser Fall den Begınn eines studen-
tischen Mobilisıerungsprozesses, in dessen Gefolge sich nıcht NUrLr die politisch aktiven
Studentengruppen, w1e LWAa SDS, SHB, LSD solidarisıeren, sondern große Teile der
üblicherweiıse iındiferenten Studenten polıtisıert werden. 11 versuchen, einıge
Zusammenhänge beschreiben un deuten.

Konflikte aktualısıeren sich relatıv trivialen Geschehnissen, weıl ıhnen kom-

plexes Unbehagen greifbar wird. Die Verweıigerung des Hörsaals für Herrn uby ISt
im Verhältnis anderen repressiıven Vorgangen recht unerheblich. Die Meınungs-
treiheit wiırd nıcht beeinträchtigt, WEn eın estimmter Redner persoNa 19(0)  e

eıner Institution 1St, die einmal 1n den ugen ihrer Vertreter diffamiert hat
Der Protest die Verweıigerung des Hörsaals für Kuby meınt daher auch nıcht
NUur diesen konkreten Fall, sondern das vermeintlich oder tatsächlich Prinzipielle d€o
Falles: Wırd durch diıe wechselnde Heranziehung VO  - Begründungen ine ewußte
oder halbbewußte Selektion VO  - Meınungen getroffien, die geäiußert werden dürten?
Anders formuliert: der diftuse Verdacht, könnte der frejen Meinungsbildung LAat-

sächlich, wWenn auch sublımiert, eın präformierender Filter vorgeschaltet se1iN, sieht siıch
durch eınen solchen Fall bekräftigt.

Sind die Konflikte einmal artikuliert, trıtt rasch eın Regreß auf relatıv abstrakte
Wertsyndrome e1ın, da NUr über Ss1e die Solidarıität der Parteıen mobilisierbar wird.
Solange Konflikte auf den konkreten Einzeltall bezogen bleiben, betreften S1e NUr

jeweils einzelne Personen, mMIit denen kaum jemand bereit ISt, sich SpONTanN solidarı-
s1eren. Der Fall wiırd nıcht bekannt, bleibt unübersichtlich, folgt dem Urteilsgebot,
beide Parteıen zunächst einmal anzuhören, W 4S praktisch kaum verwirklichbar 1St. OSt
sıch der Konflikt AB dieser Begrenzung, wird auf eın abstraktes Prinzıp bezogen,

entfallen diese Isolierungsmechanısmen: die Fronten scheinen klar, die Urteils-
bildung direkt möglich. Die Transponiıerung des Hausverbots für Herrn Kuby auf das
Grundrecht der Informationsfreiheit dient dıesem Prozeß ebenso w1e andererseıts die
Beschwörung der Autonomıiıe der Universıität. Fur beide Seıiten 1St die Identifizierung
mıt einer estiımmten Deutung der Sıtuation desto einfacher, Je direkter allgemeıne
Prinzıpien 7ABNE Debatte gestellt werden, auch wenNnn der konkrete Fall MIt ıhnen nıcht
zwıngend verbunden iSt. Freilich x1ibt dann aber aum die Chance ZU Kompromiß,
ZUr pragmatiıschen Abwägung VO  z in sıch komplexen Argumenten. An dıe Stelle der

Kompromifschance trıtt die Kompromuıittierungsangst.
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Stehen sıch in einem Konfliktsfall beide Parteıen MIi1t relatıv gleichwertigen Leg1-
timıtätsansprüchen tür ıhre Auffassung gegenüber, richtet S1ICH die Taktik auf die
Diskreditierung der vegenseltigen Legitimität. Dies kannn durch weıteren Regrefß auf
Wertsyndrome höherer allgemeiner Gültigkeit geschehen oder durch den Versuch, die
ındıyiduelle Unglaubwürdigkeit der Repräasentanten der Konifliktparteien nachzuwei-
SC1L. Die Studenten hatten mi1t dem Prinzıp der Meıinungsireiheit ein yrundgesetzlich
Gxiertes und sakralısıertes Wertsyndrom 1n Änspruch ZzenomMen, das ZUu überbieten
nıcht nöt1ıg WAal. Der Rektor hatte ovleichermaßen 1n der Unıiversiıtätsautonomie eın
gesetzlıch fixiertes un oberstes Prinzıp als Legitimitätsbasıs. Der Angrift der Studen-
ten richtete sıch daher aut die Form, 1n der das Prinzıp der Unıversiıtätsautonomie
ausgeübt wird. Unter Berufung auf Wiıdersprüche 7zwischen der konkreten Universi-
tatswirklichkeit und dem Universitätsideal sollte bewiesen werden, da{ß die Verfassung
dieser Autonomıie demokratischen Postulaten nıcht genuge. Seither wird beständig be
hauptet, die Autonomie der Un1iversität se1 nach innen lange nıcht legitimiert, als
dıe Studenten iın ihren Beschlufßsgremien nıcht ANSCMESSCH beteiligt se1en, und S1e se1
nach außen lange nıcht legitimiert, als S1e nıcht ZUur Veränderung der Unıiversıitäts-
wirklichkeit 1 Sınn demokratischer Ideale führe

Im Fall Kuby wurde zusätzlich e1in 7zweıter VWeg begangen, der durch das Verhalten
des Rektors nahegelegt wurde: INa  z} versuchte den Rektor persönlich diskreditieren.
Legıitimität Aus einem Wertsyndrom könne tür se1n Verhalten 1Ur der beanspruchen,
dessen Loyalıität den Inhalten dieses Wertsyndroms außer rage stehe. Die büro-
kratiısch-formale Behandlung des Assıstenten, der den Rektor polemisiert hatte,
vab Anlaßs, den Rektor persönlich anzugreıten, und se1in Höflichkeitsbesuch bei den
Burschenschaftlern schien seine mangelnde radikal-demokratische Gesinnung noch
bekräftigen. Damıt wurde die Abberufung des Rektors als Aktivıtätsziel denkbar.

Mıt dieser Personalisierung eiınes Konflikts wırd mi1t dem Kepräsentanten einer Insti-
tution, WwW1e€e ein Rektor 1ST, zugleich die Institution 1n rage gestellt. Aus dem An-
oriff auf die erson wırd eın Angriff aut die Institution. In ihrer Verteidigung solidarı-
sıeren sıch dann hre Angehörigen stark, dafß s1e auch aus persönlichen Unzulänglich-
keiten oder gyravıerenden Fehlern eines ihrer Amtsträger keine Konsequenzen
zıehen bereit sind. Die Fehler der einen Seite dienen dann ZULF Entschuldigung der
Fehler der anderen Seıite und umgekehrt. Formale Rechtstitel oder institutionalıisıerte
Machtmiuittel können den Ausschlag geben, doch wird auch ıhnen VO  $ der Gegenseıte
1LUFr ETHEeHT die Legitimität bestritten.

Vermischung der Argumente

Prozesse, w 1e die skizzıerten, kumulieren sıch 1n solchen Konflikten ziemlich regel-
maßıg. Sıe sind auch 1m vorliegenden Fall nıchts Besonderes. (3anz Ühnlich lagen die
Dinge bel den Studentenunruhen der University ot Calıfornia 1n Berkeley 1m
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Oktober un November 1964 Das für uNnseren Zusammenhang Wichtige iSTt dx€ Ver-
mischung VO  ; konkreten Vortfällen IN abstrakten Wertprinzıpijen und VON iındıviduel-
lem Verhalten und institutioneller Organısatıon Die dauernde Rochade der Argu-
mnentfatflon „wischen dem Einzelfall un sSeinNnen Bedingungen und verschıiedenen ert-
syndromen un ıhren Realisierungspostulaten 1ST wesentliches Mittel der Mobilisierung
des Engagements und zugleich der Erschwerung der Urteilsbildung He1 wechselndem
Bezugspunkt kann die gleiche These richtig oder alsch SCIN, w 4S der Formulierung
der 'These nıcht kenntlich seıin raucht Die Verbindung VON Angriffen autf Personen
und ihre Gesinnung M1 der Kritik Instiıtutionen und ihrer Urganısatıon 1äRt das
jeweıls Gemeimninte verschwimmen und erweckt den Anschein, als ob individuelle Ver-
schwörung oder institutionelle Apparate die Ursache des Übels Diese charakteri-
stische Vermischung verschiedener Dımensionen e1iNes Problemzusammenhangs
schwert CiAn unbefangenes und klares Urteil Man wird die Verlegenheitstormen g..
drängt des sowohl als auch oder des der Sache richtig, der orm falsch oder
des für den Einzelfall zutreffend aber 1 den allgemeinen Konsequenzen gyefährlich

Aus dieser S1ituation erklärt sıch auch die SCSCHWAFTISE Unsicherheit 1 den Stellung-
nahmen den Demonstrationen Proteste den Vietnamkrieg werden MmMIitft Hın-
weısen auf die Schutzfunktion der Amerikaner beantwortet, das Versagen der Polizei
IN1L der Forderung nach Demonstrationsverboten, die politischen Ansichten C11NCSs StUu-
denten MI1L der Überprüfung SC111CS5 Geisteszustandes, die Strukturprobleme der Wn

MTL der Gesinnung de Ordinarien Der Ruf nach Diskussion 7zwıschen den
Beteiligten un die zuweilen statthndenden Diskussionen haben diese Vermischung
der Dikussionsebenen nıcht und solange dies nıcht geschieht, siınd hre Er-
gebnisse auch ohne Verbindlichkeit, 7zumal WEeNN S1C dem ruck der Provokation
stehen

Ambivalenz der Interpretationen

Nun 1ST diese Vermischung der Dımensionen, die 1Ne rationale Diskussion Cr-

schwert, nıcht 1L1ULI das Produkt willkürlicher Taktık agıtatorischer Praxıs Der Einzel-
tall wiıird kritisch ewertbar 1LUFr bezug auf generalisierte Prinzıpıien un diese WECI-

den konkret LLUTL Einzelfall Instiıtutionen handeln 1Ur durch iıhre Kepräsentanten
und Amtsträger fungieren 1Ur durch ihre instiıtutionell geformte Handlungsautonomie.
Dıie Dımensionsvermischung liegt also ı der Sache Sıe wiıird 1Ur estimmten
Umständen 3884{ schwıerigen Problem, das Konflikte dramatisiert.

Ist 431 Ereijgnis :nicht st1l  1schweigend oder ausdrücklich j CHNEN allgemein annehm-
baren Sınnzusammenhang gestelit wiırd ambivalent INterprekiert Die mbı-
valenz liegt 111 der Wahl 7zwıischen verschıiedenen möglichen Sınnzusammenhängen,
auftf die der Vorfall berzovgen werden kann Besteht über den anzuwendenden Sinn-
zusammenhang keine Übereinstimmung, wird die Interpretation eCinNeN Konflikt-
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gegenstand. Deutungskonflikte entwickeln sıch leicht einem Kampf Legıitimi-
tätsansprüche.

Um nochmals aut den Fall Kuby zurückzukommen: Handelt sıch blofß ıne
individuelle Respektlosigkeit die Freie Universıität VOTL sieben Jahren, oder War

das NUur der Vorwand für ıne allgemeıine Politik der Meinungsselektion, der Diskrimi-
nıerung bestimmter Ansıchten? Dıiese ambivalente Interpretierbarkeit 1St der Hınter-
grund des Konflikts. Sıe wiırd bereits angedeutet 1n dem vorausgehenden Fall Jaspers.
Und nıcht zufällig wırd dieser annn herangezogen, dıe Interpretation des Falles
Kuby als e1nes Zeichens prinzipieller Meinungskontrolle stutzen. Die Bundesrepu-
blik War nıcht bereit, den Jahrestag der Kapıitulation des Drıtten Reiches 1ın iırgend-
einer Weıse deuten, S1e 1e1 ıh auf sıch eruhen. Mochten die anderen Sıeges- oder
Befreiungs- oder Gedenkteiern abhalten, die Bundesrepublik wünscht sıch eın Selbst-
verständnıs, 1n dem dieser Tag keine Rolle spielt. Das 1St eın Umstand, der den
trübsten Vermutungen veranlassen kann, ın jedem Fall aber die unterschiedlichsten
Deutungsmuster herausfordert. In diesem Zusammenhang gewinnt dann auch das
nıchterwünschte Auftreten VO  e Jaspers und Kuby (welch eın Paar!) seine kritische
Relevanz.

Der undefinierte Kapitulationstag diene hier als Symbol für viele andere peinlıche
Ungereimtheiten 1m Selbstverständnis der Bundesrepublik und Berlıns. In der Tat
befinden WIr uUunls se1it einıgen Jahren in einem mühsamen Prozeß der Neubestimmung
altvertrauter Posıitionen. Dıies wiırd ZUr e1It deutlichsten in der Ostpolitik; doch
sınd auch andere Tabus 1Ns Wanken geraten. Eıner Generatıon, die den Erfahrungs-
horizont der Anfangsjahre der Bundesrepublik nıcht teilt, mMu: dieser Prozeß suspekt
erscheinen, 7zumal erstmals ein weıitreichender Umbau der bestehenden demokrati-
schen Institutionen beginnt mi1t Notstandsgesetzgebung, Parteienfinanzierung und
Wahlrechtsretorm. Umdehnitionen wesentlicher Elemente des nationalen Selbstver-
ständnisses sınd ımmer schmerzhaftt und VO  = Unbehagen begleıtet. Dies mehr
1n einem Land, das 1n solchen Sıtuationen keinen Rückhalt 1n traditionellen Wert-

loyalıtäten hat Institutionen sind durch die Nazızeıt mehr oder weniger diskreditiert,
keine annn Anspruch erheben, demokratische Werte gyarantıeren. Angesichts der
Haltung der Unıiversitäten und der Mehrzahl der Hochschullehrer 1n den Jahren

wird auch die Maxıme von der unpolıtischen Stellung der Universität
fragwürdiıg.

Der Schritt ZUr „student power”

In diesem Zusammenhang steht auch der Streit den polıtischen Auftrag der
Studentenschaftt. Vielfach, Ja eigentlich vorherrschend, wird ıhre Aufgabe 1n eınem
höchst restriktiven Sınn bestimmt als die Vertretung der studentischen Interessen. Sıe
habe sıch dabe] aller politischen Stellungnahmen enthalten. In diesem Sınn richtete
sich auch jahrelang die Haupttätigkeıit der allgemeınen Studentenausschüsse den
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Hochschulen autf soz1ale Fragen, Straßenbahnvergünstigungen und Mensaessen, TYrel-
zeitunternehmungen und Bildungsreisen. Nur gelegentlich wurde auf die politische
Rolle der Studentenschaft hingewı1esen un Solidarıtät für verfolgte Studenten 1mM
Ausland gezeigt. Die Resonanz bei den Studenten WAar entsprechend gering. Nur
selten erreichten die Wahlen ZU StA mehr als iıne 50%/0o1ge Wahlbeteiligung und
überwiegend die Vorsitzenden politisch nıcht organısiert oder Angehörige eher
konservatıver Studentenverbände. In dieser Periode der entpolitisierten Studenten-
schaft gyab keine Probleme. Dieser Zustand reflektierte eın allgemeınes politisches
Klima 1in der Bundesrepublik, in der sıch Adenauers Mahnung von der ernsten

Lage 1in Verharren auf den 1n den Gründerjahren der Bundesrepublık bezogenen
Positionen breitmachte. Innerer Autfbau, Westschutz und Ostabwehr Zut SC
gelt, und die Hochschulprobleme schienen durch ıne Expansıon der Lehrstühle über-
windbar. Zu Beginn der 60er Jahre begann siıch das andern, obwohl durch den
Bau der Mauer die „ Ara Adenauer“ nochmals verlängert wurde. Das ogma VO  3 der
unpolitischen Studentenschaft galt 11UT 1n eıner Zeıtspanne klar definierter Deutungs-
mMuUustier für die Laxe der Bundesrepublik. Denn auch damals haben gelegentlich Studen-
tenschatten Resolutionen verfaßt und Demonstrationen veranstaltet, 1LLULr: s1e der
herrschenden Deutung der Lage kontorm.

Der Sozialistische Deutsche Studentenbund stellte schon immer radikale Fragen, die
TYST nach dem Godesberger Programm der SPD nıcht mehr tolerierbar schienen. In

heftigen Auseinandersetzungen rennte sıch die SPD VO  3 ıhrem Studentenbund. Durch

Sperrung der Miıttel sollte schlicht ausgehungert werden. iıne folgenreiche Taktık!
Hıer, 1960, bewies sich bereits ine SLArre Unwilligkeit, 1ne aNngSESONNCILE Selbst-
reflex1on akzeptieren, die schließlich, 1967% nıcht Z Untergang des SDS, sondern

Aussprachen 7zwischen Studentenvertretern und Parteivorstand der SPD tührten.
Eın bißchen späat und ıne Frucht VON überaus gefährlichen Aktionen der Studenten,
die über die Offentlichkeitsmobilisierung ıne interne Kommunikation 1m „linken
ager erZWaN$Ss. Desgleichen hatte der SDS schon 1961 iıne überaus detaillierte und

diskussionsfähige Denkschritt 7A20 Hochschulretorm vorgelegt, die ohne KResonanz be1
den Universitäten und der Offentlichkeit blieb Heute, nach den Unruhen und 1IDes

monstrationen, werden paritätische Kommuissı:onen ZUE: Beratung der Studienreform
eingerichtet, werden Vorlesungsrezensionen geduldet. Dıies zeıigt: die Vertretung STU-

dentischer Interessen 1St offenbar dann unpolitisch, WenNnn die erhobenen Forderungen
keine anderen Interessen verletzen oder W E1l diese 1n die zuständıgen Institutionen

wirkungsvoll vermittelt werden. Sıe wiırd dann politisch, wWEeNnN beides nıcht der Fall Ist.
Was aber oll INall CunNn, w enl diese Vermittlung nıcht erfolgt, wenn Forderungen
dauerhaft nıcht 7A08 Kenntnıs z  MM werden, weder die Universiıtäiäten noch
die Parteıen reagibel sind?

Die Bürgerrechtsbewegung in den USA hat die Wege gezeigt. Man mobilisiere die
Offentlichkeit. Man sıch lange in (saststatten, die keine Neger bewiırten, bıs
im Namen der Öffentlichen Ordnung genügend politische Kräftfte mobilisiert sind, dıe
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von der Desegration der Gasthäuser nıcht betroffen werden, bis die Diskriminierung
aufgehoben wird. Eıne entschlossene Minderheit hat auch 1n einer bürokratisierten
Grofßgesellschaft erstaunliche Macht passıve Resistenz Berufung aut die demo-
kratischen Grundrechte. Daraus entstand 1in USA „black power”. Etwas altes, nıchts

Es sind dıe Prinziıpien der Solidarisierung und des Streiks, mit denen schon 1m
vorıgen Jahrhundert die Arbeiter ıhre Bürgerrechte erkämpften. Die Methode 1St
erfolgreich, und mMa  ; mu{ß den heutigen Vertretern der „student power” bestätigen:
s1e haben die Oftentlichkeit mobilisiert und iıhren Forderungen Gehör verschafft. Frei-
lıch ist diese Methode gefährlich und annn siıch verselbständigen. Die Provokation
galt dann mehr als das Kalkül des Erfolgs, die Mobilisierung wird Selbstzweck,
Gehör verschafft In  e siıch Verfolgung, Inditterente für se1ine Anliegen interes-
sıeren drängt INnNnan schon Interessierte 1Ns ager der Ablehnenden.

An diesen Punkt siınd die Dınge heute gelangt und das ertüllt denjenigen me1-
sten mi1t Sorge, der die Selbstreflexion VO  e} Universität und Gesellschaft 1in Deutsch-
and für drıngend ertorderlich hält Immobilismus und Starrheit der Institutionen sınd
der Ausgangspunkt, radikaler Kampf diese Institutionen 1St die Folge eıtere
Verhärtung der Institutionen 1n der Abwehr vermeiıntlich anarchistischer Strömungen
ware verhängnisvoll. Radikale Gruppen den Studenten haben bereits ıne
Aktıionsplanung entworfen, die Provokation VO Instiıtutionen VOTr Demonstration
VO  : Forderungen stellen. Ihre Parolen sind nıcht mehr akzeptabel, s1e folgen dem
Muster der „self-fullfilling prophecy“, der sıch selbst erfüllenden Prophezeiung. Sıe
behaupten, Polizeiübergriffe, verschleiernde Stellungnahmen VO  3 Staatsfunktionären,
einseıitige Berichterstattung 1n der Presse und ahnliches mehr sej]en nıcht mehr korri-
gierbare Vorkommnisse, S1e selen Ausdruck eines Gesamtcharakters der westdeutschen
Gesellschafrt. Notstandsgesetzgebung, Wahlrechtsreform, große Koalition, Springer-
Presse-Quasımonopol 1m Innern, Stillschweigen gegenüber Vietnam, Teilnahmslosig-
eıit den soz1alen Revolutionen der Entwicklungsländer, STarrer Antikommunismus,
Rüstungspolitik nach außen zeigten schlüssig: die westdeutsche Gesellschaft se1 au

riıtär beherrscht, iıhre freiheitliche Grundordnung werde ausgehöhlt, ihre demokratische
Wertloyalität nıcht mehr als verbindliche Norm betrachtet. Sıe se1l 1n Verteidigung
ihrer obsoleten kapitalistischen Ordnung EerNnNeut auf dem Weg einer internationalen
Faschisierung. Dies 1St dıe Extremposıition, die die Chancen, dıe 1n den studentischen
Demonstrationen lıegen, selbst autfhebt. Mıt dieser These geruüstet, gelingt immer Ww1e-
der der Beweıs: Ma  e MU: 1Ur durch Aktionen die bestehenden Astıtutionen genügend
provozıeren, dann werden S1e iın eben dem behaupteten Sınn reagıeren: autorıtär und
repressıiVv. Dıie Prophetie erfüllt sıch selbst. Damıt aber die Studenten ıhrer-
se1ts eben das Programm, das S1e autstellen: kritische Analyse der Gegenwart un
rationale Diskussion iıhrer Veränderung.
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Mögliche Entwicklungen
Wıe wiırd weitergehen? Wırd die durch den 'Tod des allem unbeteiligten

Studenten Ohnesorg und durch die autorıtär-repressıve Reaktion der politischen Be-
hörden 1n Berlin und großer Teıle der Oftentlichkeit in Berlin und der Bundesrepublik
eingetretene Mobilisierung der Studenten anhalten? Erschöpft siıch der breite Protest
und wird der erwachte kritische Impuls 1n der Oftentlichkeit durch die Parole uhe
und Ordnung abgewürgt? Wird die Demonstration oftener und kritischer Fragen des
deutschen Gemeinwesens abgedrängt 1n sıch selbst diskreditierende Aktionen radikaler
Konventikel? Das Wıntersemester wird zeıgen.

Dıie Lage des studentischen Protests 1St schwier1g. Hochschulen sind ıne schmale
Basıs und AuUuS$S Studenten bilden sıch 1Ur temporare Führungskader. Man darf sıch nıcht
täuschen, der studentische Protest wird 1LUFr VO'  w eıner relatıv kleinen Gruppe eLiragen,
1 wesentlichen 1LUFr VO  3 politisch aktıven Studenten der Sozial- un: Geistesw1issen-
schaften. Selbst die große Unruhe der Freijen Universität hat aum auf die Berliner
Technische Un1iversıität übergegriften, und dıe Masse der Studenten in der Bundes-
republik, die naturwissenschaftlich-technische, aber auch mediziınische, juristische und
betriebswirtschaftliche Studiengänge absolvieren, 1St a2um ınteressiert. Sıe 1St durch
die Organısatıon und die Gegenstände ihres Studiums entpolıitisıert und ohne Rüst-
ZCUS ZUT. Reflexion ihres Studiums oder der Gesellschaft. Vertfällt auch die heute revol-
tierende Gruppe VO  e Studenten der Lähmung, trate vollends ein, W as ımmer be-
jJammert wurde: die Studenten se1en ohne Engagement.

Dies sollte verhindert werden, auch auf die Getahr Weite_rer Unruhe und zeitweili-
SCr Unordnung hın Wünschenswert erscheint VOT allem die Brechung der Isolierung,
1n der die radikalen Gruppen heute stehen. Dafür z1bt verschiedene Möglichkeiten.
we1l werden 1n Berlin angedeutet. Die Etablierung einer organısıerten „außerparla-
mentarıschen Opposıtion“ 1n Gestalt des Republikanischen Clubs, eıner Koalition
„heimatloser Linker“, kann den studentischen Protest ««  ber den Rahmen der Universi-
tAat hinaustragen und größerer Verbindlichkeit führen. Und hier zeıgt sıch auch
ıne schon ımmer bestehende Verbindung der Studenten MILt dem VO  3 ıhnen häufıg
abfällig apostrophierten Establishment: die Akteure sind yleichzeitig Söhne, Töchter
un Brüder de: Establishments und heißen anderem Nevermann, Kuby, Erler,
Enzensberger.

Der Club als freie Vereinigung VO  =) Individuen zu Zweck der Zeitkritik hat iıne
ehrwürdige Tradition in anderen Ländern. Es ware der Zeıt, dieser Oorm koopera-
t1ver literarisch-politischer Selbstreflexion iıne Chance geben. Denn zweiıtellos kann
sıch zwiıschen den organısiıerten Interessen einer Gesellschaft eın Kräfteparallelogramm
einspielen, das bestimmte Aspekte der e1it prinzıpiell vernachlässigt, Ja verdrängt.
Man kann, ein Beispiel nehmen, Springer nıcht 1Ur durch Verbote bekämpfen,
InNnan kann seinen Finfluß auch durch iıne qualitativ bessere Analyse der Zeitprobleme
vermindern. Dazu bedart freilıch organisatorischer Grundlagen. Doch braucht Inan
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sich keineswegs aut das Zeitungmachen beschränken. Nıcht Spandauer Volksblatt
als Konkurrenz ZUr Welrt und UT Bildzeitung 1n einem. Den Redakteuren der Sprin-
gerzeıtungen celbst Intellektuelle un abhängig VO individuellen Prestige 1in den
Zirkeln der Intellektuellen, celbst unsıcher über das, W 4a5 geschieht und W 4S gyeschehen
oll kann 83  ; Konkurrenz bieten. ylaube, WIr sind zuweilen überzeugt VvVon

der acht der Bürokratien, Verbände, Parteıen, daß Verhalten in der Tat die
Großorganisation allmächtig erscheinen äßt „Sit-ıns“, „teach-ıins“, „Zo-1Ns“ haben
öffentliches Interesse geweckt, S1e sind aber keine Mittel, Ofrentlichkeit eleben.
Sie zeıgen 1Ur die Chancen koordinierter Aktionen in einer vermeintlich durch-
organısıerten Manıiıpulationsapparatur. ur Erweıiterung der Oftentlichkeit als e1nes
Mediums kritischer Diskussion und Analyse bedarf anderer Organisationsformen,
die zugleıich studentisch artikulierten Protest in Entscheidungsgremien vermitteln.

Der zweıte Weg, der in Berlin als Programm gewı1esen wird, 1STt die Solıdarisierung
mi1t den Arbeıtern, eın alter Iraum nonkontormer Intellektueller. Kulturelle Dıiıstan-
zen lassen sıch aber nıcht M1t m Wıllen überspringen. Die Koalition MIt lınken
Gewerkschaftsflügeln hat wen1g Aussicht. uch WUur  e“  de gerade dies keinem Aus-
bruch AUuUs der Isolierung 1 ideologische Konventikel führen, sondern autf die Dauer
1Ur ZUuU; Zusammenbruch der studentischen Teilnahme. Nıchts 1St einzuwenden, W CI

sıch Gewerkschaften un: Parteıen MIt den verschjiedenen Inhalten des studentischen
Protestes auseinandersetzen. Gerade dıes würde ihre ıinternen Diskussionen vielleicht

ermuntern.

Die Herausforderung der Universität

Vor allem aber sind die Universitäten, ıhre Proftfessoren Zuge Man kann
nıcht leugnen, daß die schleichende Hochschulmisere 1n eın entscheidendes Stadiıum

1St. Dıie pädagogischen, organısatorischen und wissenschaftlichen Probleme
sınd außerordentlich und droht die akute Geftahr, dafß s1e admiıinıstratıv 1n einer
Weıse entschieden werden, deren Konsequenzen nıcht reflektiert sınd. Nach de Auf-
bauphase richteten sıch die Hoffinungen auf ıne quantıtatıve Vermehrung der Etats
und Lehrstühle, die dann auch nach dem Gutachten des Wissenschaftsrats 1960 relatıv
züg1g einsetzte. Dennoch esteht weiterhin eın permanentes Mißverhältnis 7zwischen
Ausbildungskapazıtät und Studentenzahl. Ile quantitatıven Vergrößerungen hinken
regelmälßßıg LWa fünt Jahre nach, h ine Studentengeneratıion, daß sıch
die konkreten Studienverhältnisse für dıe Studenten und die Lehrbelastungen der
Protessoren gleichbleiben. Der einsetzende Rationalisierungsdruck autf die Ausbil-
dungsfunktion der Universıität verschärft diese Lage sowohl tür die Studenten Ww1e für
die Proftfessoren. Die eınen sehen sıch zunehmend schärteren Studienreglementierungen
gegenüber, die anderen zunehmend routinısıerten Ausbildungsverpilichtungen. Das
Ideal der Universität die Verbindung VO  } Lehre und Forschung bleibt Nier diesen
Umständen tür die Studenten unerfüllt, für dıie Protessoren nıcht erfüllbar.
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Wenn 1U  ; gerade die Studenten der Philosophischen Fakultät Streitern für die
Erhaltung VO Freiheitschancen werden, auch deshalb, weıl NUur noch hier eın
Studium außerhalb StrENg tormalisıerter Studienpläne und Prüfungssequenzen in SLAar-

TEL Fächerzuordnung möglıch 1St. Freilich, die Masse der Studenten 1St durchaus bereit,
einer stärkeren Formalisierung un Verschulung folgen un: auch die Professoren
gehen darauf ein. Schließlich hat der Wissenschaftsrat 1n seinem jJüngsten Gutachten
die Teilung des Studiums 1n eın weiıthin verschultes Normalstudium und eın freıies
Aufbaustudium empiohlen. Das aber bedeutet die Teilung der deutschen Unıiversität
in einen Unter- und einen Oberbau, dem nıcht 1Ur die Studiengänge, sondern bal
auch iıne Teilung des Lehrkörpers und ein Auszug der Forschung AI dem Unterbau
folgen werden. Es handelt sıch nıcht Versuche, M1t dem Massenandrang VO  - Stu-
denten pädagogisch jertig werden, sondern eiınen Strukturwandel der Instı-
tut10n. Daß dieser Wandel 1M Wege VO  w Verwaltungsakten ccheinbar pragmatischer
ÄArt über die Bühne gehen soll, wirft ın der Tatr auf die Selbstreflexion der Uniiversität
e1in schlechtes Licht Studentischer Protest 1St hier Platz kommt fast schon spat.
Was sich hier revolutionär x1bt Vorlesungskritiken und Beteiligung der Ordnung
der Studiengänge ordert 1St dem Ziel nach konservatıv. Es richtet sıch auf die
Erhaltung eines Freiheitsraums individueller Studienerfahrung, der biographisch 1Ur

wenıge Jahre dauert und, 7zwischen die Disziplinierungsphasen VO  - Schule und Beruftf
eingelagert, nıcht auch noch verschwinden sollte. Die Uniıiversiıtäten mussen sıch den
Vorwurf gefallen assen, daß S1e Anforderungen pädagogischer Art MILt büro-
kratischen Ma{ißhnahmen begegnen. Sıe sollten die Herausforderung durch die Studen-
ten annehmen.

uch die Forderung nach studentischer Mitbestimmung steht im Zusammenhang MIt
der akuten Strukturkrise der Universität. Weder parıtätische Beteiligung noch Parla-
mentarısıerung der akademischen Beschlußgremien sind wirkungsvolle Forderungen
für das Gemeıinnte: die Diskussion und Reflexion der Organisationsformen. Die oft MS
schmähten Ordinarıen siınd keine Feudalherren, S1e wünschen siıch selbst machtvolle
Universitätspräsidenten und Kuratoren, die für s1e die komplızierten Organisat1ons-
und Finanzprobleme lösen. Sıe sind bınnenorientiert autf ihre Arbeitsmöglichkeiten
und kämpfen Freizeit für ıhre Forschungsarbeiten. Be1i der heutigen Größe VO  $

Unıversiıtäten und Fakultäten und be1 der Verselbständigung der einzelnen Wıssen-
schaftszweige kann i1ne Belebung der Diskussion 7zwischen Protessoren un Studenten

vollem Einschlufß der Assıstenten und des sogenannten Mittelbaues anı

besten 1n den Fachbereichen erfolgen, dort, die konkrete Studiensituation des Stu-
denten estimmbar 1St Dor annn auch experimentiert werden und wiıird auch refor-
milert. Hıer hätte sıch die Universität den Studenten ®)  fnen autf breiter Front und
mMi1ıt konkreten Mitwirkungsrechten. Das schließt die Repräsentatıon VO'  e} Studenten-
vertretern 1in den oberen Beschlußgremien nıcht AausS, erfordert aber mehr Anstrengung
und Engagement 1m Detail be] den Studenten. Dıie Probleme, VOTLT denen sıch der
Hochschullehrer sıeht, lıegen 1n diesem Detail mehr als 1n Prinzıpien. Es esteht
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durchaus die Gefahr, daß MIt Hıiılte Hochschulgesetze ZWaar 1in Senaten un!
Fakultäten ıne kleine Zahl VO  . Studentenrepräsentanten aufgenommen werden das
Berliner Modell auf die anderen UnıLversitäten übertragen wırd ohne daß deswegen
schon ırgend ware. Das Berliner Modell hat Ja solcher Formal-
repräsentation nıcht die gegenwärtigen Schwierigkeiten verhindert. Im Gegenteıil, 6$

äßt 1LUFr noch ein zweıtes Problem entstehen: die Kommunikation zwischen einer
Handvoll Funktionären und Tausenden VO  a} Studenten. Würde INa  } sıch M1t solchen
Repräsentationsrechten begnügen, würde INa  z NUr dem Muster folgen: einer
pädagogisch-konkreten und tachwissenschaftlich reflektierbaren Kooperatıon zwischen
Lehrenden un ernenden würde LLUTr wieder ine bürokratische Apparatur SESECTIZT,
die verwaltet, W A4sSs nıcht verwalten ISTt.

Universitätsprobleme sind auch gesellschaftliche und politische Probleme. Dies
ist trivial, aber WAar ohl nÖöti1g, daß studentische Demonstrationen wieder 1nNs
Bewußftsein gerufen haben Und lıegt die eigentliche Peinlichkeit, die mi1t den Pro-
testen, Agıtationen und Tumulten offenkundig geworden ist, 1m Mangel kritischer
Analysen der gegenwärtigen Lage der Bundesrepublik. Das Wiıederautfleben marxI1ıst1-
scher Denkmuster auch 1n der orm der Parolen VO  3 Herbert Marcuse beweist die
Verlegenheit, 1n der WIr uns auf der Suche nach und ANSCMESSCHEN Kategorien
efinden. Der Regreiß auf Marx 1St insotern wenıger Ausdruck einer Gesinnung als des
Mangels kritischen und analytıschen Konzepten. LEr sollte also nıcht beängstigen,
sondern herausfordern. FEınes erscheint M1r wichtiger als die Angst VOT kommunisti-
scher ıdeologischer Unterwanderung. Marxsche Kategorien sind alterprobt und weithin
tüchtig für die Krıtik der Institutionen einer Gesellschaft, aber S1e eisten nıchts für
die Entwicklung oder den Umbau alter Institutionen. Marxens Hoffnung für die
Freiheit des Menschen gründete sıch auf die Abschaffung der Institutionen: Miıt dem
Eıgentum ftällt Herrschaft, mit der Herrschaft fällt Entfremdung. Unsere Hoffnung
auf die Freiheit des Menschen gründet sıch autf die Kontrolle VO  am} Instiıtutionen. Der
globale Antı-Institutionen-Aftekt 1ST gefährlich, lenkt ab VO Problem und findet
zugleich ın Deutschland eıne alte emotionale Bereitschaft. Freıilich 1STt diese nıcht „links“
auf ıne Rätedemokratie gerichtet, sondern „rechts“ autf die Gefolgschaft für ıne
Elite 1m Extremtall für eiınen Führer.
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